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Hauptsatzung
für die Regionale Planungsgemeinschaft

Oderland-Spree

Bekanntmachung 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung

Vom 22. Januar 2020

Auf Grund des § 18 Absatz 1 der Hauptsatzung für die Regio-
nale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree vom 4. November 
2019 macht das Ministerium für Infrastruktur und Landespla-
nung die von der Landesplanungsbehörde am 10. Dezem-
ber 2019 genehmigte Neufassung der Hauptsatzung für die Re-
gionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree bekannt:

Hauptsatzung
für die Regionale Planungsgemeinschaft

Oderland-Spree

Auf Grund des § 8 des Gesetzes zur Regionalplanung und zur 
Braunkohlen- und Sanierungsplanung (RegBkPlG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 8. Februar 2012 (GVBl. I 
Nr. 13), geändert durch Gesetz vom 30. April 2019 (GVBl. I 
Nr.  11), hat die Regionalversammlung der Regionalen Pla-
nungsgemeinschaft Oderland-Spree am 4. November 2019 fol-
gende Hauptsatzung beschlossen:

Inhaltsübersicht

§ 1	 Rechtsform und Gebiet
§ 2	 Aufgaben
§ 3	 Mitglieder der Regionalen Planungsgemeinschaft
§ 4	 Organe der Regionalen Planungsgemeinschaft 
§ 5	 Zusammensetzung der Regionalversammlung 
§ 6	 Aufgaben der Regionalversammlung
§ 7	 Sitzungen der Regionalversammlung 
§ 8	 Zusammensetzung des Regionalvorstandes
§ 9	 Aufgaben des Regionalvorstandes
§ 10	 Sitzungen des Regionalvorstandes 
§ 11	 Vorsitzender der Regionalversammlung 
§ 12	 Ausschüsse
§ 13	 Hinzuziehung fachkundiger Personen
§ 14	 Beteiligung der Landesplanungsbehörde
§ 15	 Regionale Planungsstelle 
§ 16	 Umlagen
§ 17	 Haushalts- und Wirtschaftsführung
§ 18	 Öffentliche Bekanntmachung
§ 19	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 1
Rechtsform und Gebiet

(1) Die Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree ist 
gemäß § 4 Absatz 3 des Gesetzes zur Regionalplanung und zur 

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Braunkohlen- und Sanierungsplanung (RegBkPlG) eine Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts.

(2) Sie erstreckt sich gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 3 des Geset-
zes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungs-
planung auf das Gebiet der kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder) 
sowie der Landkreise Märkisch-Oderland und Oder-Spree. 

(3) Die Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree hat 
ihren Sitz in Beeskow.

§ 2
Aufgaben

(1) Die Regionale Planungsgemeinschaft ist Trägerin der Regio- 
nalplanung in der Region Oderland-Spree.

(2) Aufgaben der Regionalen Planungsgemeinschaft sind:

1.	 die Aufstellung, Fortschreibung, Änderung und Ergänzung 
des Regionalplanes gemäß § 4 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes 
zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanie-
rungsplanung,

2.	 die Abgabe von Stellungnahmen zu Planungen, Maßnah-
men und Vorhaben von regionaler Bedeutung.  

(3) Die Regionale Planungsgemeinschaft kann gemäß § 4 Ab-
satz 2 des Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- 
und Sanierungsplanung mit Zustimmung der Landesplanungs-
behörde weitere Aufgaben in Zusammenhang mit der Regio- 
nalplanung übernehmen. 

§ 3
Mitglieder der Regionalen Planungsgemeinschaft

(1) Mitglieder der Regionalen Planungsgemeinschaft Oder-
land-Spree sind die in § 1 Absatz 2 genannte kreisfreie Stadt 
Frankfurt (Oder) sowie die Landkreise Märkisch-Oderland und 
Oder-Spree.

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Regionale Planungs- 
gemeinschaft bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen. 
Sie sind insbesondere gehalten,

1.	 raumbedeutsame Maßnahmen, die sich auf die Raument-
wicklung in der Region auswirken können, ihr so rechtzei-
tig und in dem Umfang mitzuteilen, dass Empfehlungen 
und Beschlüsse der Regionalen Planungsgemeinschaft mög-
lich werden und dabei diese Maßnahmen berücksichtigt 
werden können,

2.	 die Verwirklichung der Regionalpläne und anderer binden-
der Beschlüsse der Regionalen Planungsgemeinschaft zu 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu fördern. 
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§ 4
Organe der Regionalen Planungsgemeinschaft

(1) Organe der Regionalen Planungsgemeinschaft sind gemäß 
§ 5 des Gesetzes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- 
und Sanierungsplanung:

1.	 die Regionalversammlung und

2.	 der Regionalvorstand.

(2) Die Wahlperiode der Regionalversammlung und des Regio-
nalvorstandes stimmt mit der jeweiligen Wahlzeit der Vertre-
tungskörperschaften überein. Innerhalb von drei Monaten nach 
einer Kommunalwahl sollen die in die Regionalversammlung 
zu entsendenden Regionalräte und Regionalrätinnen sowie ihre 
Stellvertreter und Stellvertreterinnen gewählt werden. Spätes-
tens sechs Monate nach einer Kommunalwahl ist die konstitu-
ierende Sitzung für die Regionalversammlung durchzuführen. 
Die Mitglieder der Regionalversammlung und des Regional-
vorstandes üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie (im 
Hauptamt beziehungsweise in einer Vertretungskörperschaft) 
gewählt sind, bis zum Amtsantritt der neugewählten Vertreter 
weiter aus. Scheidet ein Regionalrat oder eine Regionalrätin im 
Sinne des § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 3 des Gesetzes zur 
Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung 
aus seinem oder ihrem Hauptamt aus, bleibt er oder sie bis zum 
Amtsantritt seines Rechtsnachfolgers oder ihrer Rechtsnachfol-
gerin Mitglied der Regionalversammlung. 

§ 5
Zusammensetzung der Regionalversammlung

(1) Die Gesamtzahl der Regionalräte und Regionalrätinnen 
nach § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 des Gesetzes zur  
Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung 
soll insgesamt 60 nicht überschreiten. 

(2) Die Regionalversammlung besteht aus:

1.	 dem Oberbürgermeister oder der Oberbürgermeisterin der 
kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder) und den Landräten oder 
den Landrätinnen der in § 1 Absatz 2 genannten Landkrei-
se, 

2. 	 28 weiteren Regionalräten und Regionalrätinnen, die von 
den Kreistagen und der Stadtverordnetenversammlung 
Frankfurt (Oder) zu wählen sind, entsprechend dem Anteil 
der Bevölkerung 5 Regionalräte aus der kreisfreien Stadt 
Frankfurt (Oder), 12 Regionalräte aus dem Landkreis Mär-
kisch-Oderland und 11 Regionalräte aus dem Landkreis 
Oder-Spree sowie 

3.	 den Hauptverwaltungsbeamten und -beamtinnen der amts-
freien Gemeinden und Gemeindeverbände mit mindestens 
5 000 Einwohnern und Einwohnerinnen, bezogen auf die 
letzte fortgeschriebene Bevölkerungszahl, die das Amt für 
Statistik Berlin-Brandenburg vor dem Tag der Kommunal-
wahl veröffentlicht hat, 

4.	 Vertretern und Vertreterinnen anderer in der Region tätiger 
Organisationen, die auf Antrag als beratende Mitglieder 

ohne Stimmrecht von der Regionalversammlung aufge-
nommen werden können. 

Steigt die Einwohnerzahl von Gemeinden oder Gemeindever-
bänden nach dem Stichtag der für die Wahlzeit zugrunde geleg-
ten Statistik auf mindestens 5 000, soll dem Hauptverwaltungs-
beamten oder der Hauptverwaltungsbeamtin bis zum Ende der 
laufenden Wahlzeit die Teilnahme an den Sitzungen der Regio-
nalversammlung mit beratender Stimme ermöglicht werden. 
Sinkt die Einwohnerzahl unter 5 000, übt der Hauptverwal-
tungsbeamte oder die Hauptverwaltungsbeamtin der betroffe-
nen Gemeinde oder des Gemeindeverbandes seine oder ihre 
Tätigkeit als Regionalrat oder Regionalrätin in der laufenden 
kommunalen Wahlperiode weiter aus.

(3) Die Regionalräte oder Regionalrätinnen nach Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 werden in der kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder) von 
der Stadtverordnetenversammlung und in den Landkreisen 
Märkisch-Oderland und Oder-Spree von den Kreistagen in ent-
sprechender Anwendung des § 41 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg gewählt. Sie müssen keine Mitglieder 
der Stadtverordnetenversammlung oder der Kreistage sein. 

(4) Scheidet ein Regionalrat oder eine Regionalrätin nach Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 durch Tod, Verlegung seines oder ihres 
Wohnsitzes in eine andere Region, Verzicht oder Rücknahme 
seiner oder ihrer Bestellung vorzeitig aus der Regionalver-
sammlung aus, so kann nach den vorgenannten Bestimmungen 
ein Nachfolger oder eine Nachfolgerin gewählt werden.

(5) Im Falle ihrer Verhinderung werden vertreten:

1.	 die Regionalräte und Regionalrätinnen nach Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 und 3 durch ihre Stellvertreter oder ihre 
Stellvertreterinnen im Amt,

2.	 die Regionalräte und Regionalrätinnen nach Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2 durch ihre von der Stadtverordnetenver-
sammlung und den Kreistagen gewählten Stellvertreter oder 
Stellvertreterinnen,

3.	 die beratenden Mitglieder nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 
jeweils durch die von den entsendenden Organisationen be-
nannten Stellvertreter oder Stellvertreterinnen. 

(6) Jeder Regionalrat und jede Regionalrätin nach Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 bis 3 hat eine Stimme. Die Mitglieder nach 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 wirken beratend mit und haben kein 
Stimmrecht. Die Tätigkeit in der Regionalversammlung ist eh-
renamtlich.

§ 6
Aufgaben der Regionalversammlung

(1) Der Regionalversammlung obliegt die Wahl 

1.	 des Regionalvorstandes sowie für jedes Mitglied des Regio- 
nalvorstandes eines Stellvertreters oder einer Stellvertreterin, 

2.	 des oder der Vorsitzenden der Regionalversammlung, der 
oder die zugleich Vorsitzender oder Vorsitzende des Regio-
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nalvorstandes ist und dessen oder deren Stellvertreter oder 
Stellvertreterin. 

(2) Die Regionalversammlung beschließt über alle Angelegen-
heiten, soweit nicht der Regionalvorstand zuständig ist, insbe-
sondere über:

1.	 die Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Fortschreibung 
des Regionalplans und der räumlich oder sachlich begrenz-
ten Teilpläne,

2.	 die Grundzüge der Planungsarbeit,

3.	 die Abgabe von Stellungnahmen und Empfehlungen zu 
Planungen, Maßnahmen und Vorhaben von regionaler Be-
deutung, soweit sich die Regionalversammlung im Einzel-
fall eine Stellungnahme vorbehalten hat oder vom Regio-
nalvorstand zur Entscheidung vorgelegt wurde,

4.	 die Übernahme weiterer Aufgaben im Zusammenhang mit 
der Regionalplanung gemäß § 4 Absatz 2 des Gesetzes zur 
Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungspla-
nung,

5.	 Vereinbarungen zur Zusammenarbeit über die Regionsgren-
zen hinweg,

6.	 die Feststellung der Haushaltssatzung, des Haushaltsplanes 
sowie die Festsetzung der Umlagen der Mitglieder,

7.	 die Abnahme der Jahresrechnung und die Entlastung des 
Regionalvorstandes und des Vorsitzenden,

8.	 die Aufnahme von Darlehen, soweit ein in der Haushalts-
satzung festgelegter Betrag überschritten wird,

9.	 die Bildung und Zusammensetzung von Ausschüssen,

10.	die Aufnahme von beratenden Mitgliedern in die Regional-
versammlung nach § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4,

11.	die Hauptsatzung, ihre Änderung oder Aufhebung,

12.	die Geschäftsordnung, ihre Änderung oder Aufhebung.

(3) Die Regionalversammlung kann mit Ausnahme der Aufga-
ben nach Absatz 2 Nummer 1, 4, 5, 6, 7, 10, 11 und 12 die Be-
schlussfassung dem Regionalvorstand übertragen. 

§ 7
Sitzungen der Regionalversammlung

(1) Die Regionalversammlung wird in der Regel zweimal jähr-
lich, jedoch mindestens einmal jährlich, einberufen. Sie ist dar-
über hinaus einzuberufen, wenn mindestens ein Viertel ihrer 
Mitglieder es beantragt oder der Regionalvorstand die Einberu-
fung beschließt.

(2) Der oder die Vorsitzende der Regionalversammlung beruft 
die Regionalversammlung durch schriftliche Einladung unter 

Bekanntgabe der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens 
zwei Wochen ein. Die Beschlussfähigkeit der Regionalver-
sammlung ist gegeben, wenn mehr als die Hälfte der Stimmbe-
rechtigten anwesend ist. Die Regionalversammlung gilt als be-
schlussfähig, solange der oder die Vorsitzende die Beschluss- 
unfähigkeit nicht auf Antrag eines Regionalrats oder einer Re-
gionalrätin festgestellt hat. 

Der oder die Vorsitzende hat die Beschlussunfähigkeit auch ohne 
Antrag festzustellen, wenn die anwesenden Regionalräte und 
Regionalrätinnen nach § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 
weniger als die Hälfte der in der Sitzung vertretenen Stimmen 
erreichen. Für den Fall, dass die Regionalversammlung wegen 
Beschlussunfähigkeit innerhalb eines halben Jahres erneut zur 
Behandlung über eine nicht erledigte Tagesordnung einberufen 
wird, ist sie ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Re-
gionalräte beschlussfähig, solange die Regionalräte und Regio-
nalrätinnen nach § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 zusam-
men mehr als die Hälfte der in der Sitzung vertretenen Stimmen 
erreichen. 

In der Ladung zu der erneuten Sitzung muss auf diese Rechts-
folge ausdrücklich hingewiesen werden. 
 
(3) Die Sitzungen der Regionalversammlung werden durch den 
Vorsitzenden oder die Vorsitzende der Regionalversammlung 
geleitet. 

(4) Abstimmungen erfolgen in entsprechender Anwendung des 
§ 39 Absatz 1 und 2 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg offen und mit einfacher Stimmenmehrheit der an-
wesenden Regionalräte und Regionalrätinnen. Bei Stimmen-
gleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Beschlüsse zur Haupt-
satzung bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen 
der Regionalräte und Regionalrätinnen. Einzelpersonen werden 
unter Anwendung des § 40 der Kommunalverfassung des Lan-
des Brandenburg geheim gewählt. Abweichungen können vor 
der jeweiligen Wahl einstimmig beschlossen werden. Für Gre-
mienwahlen gilt § 41 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg entsprechend. 

(5) Die Mitglieder der Regionalversammlung sind von den Sit-
zungen auszuschließen, wenn der Beratungsgegenstand eine 
Angelegenheit betrifft, die für das Mitglied, seinen Angehöri-
gen oder eine von ihm vertretene natürliche oder juristische 
Person unmittelbare Vorteile oder Nachteile bringen kann. Die 
§§ 22 und 31 Absatz 2 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg gelten entsprechend. 

(6) Die Sitzungen der Regionalversammlung sind öffentlich, 
sofern nicht die Beratung in nichtöffentlicher Sitzung der Natur 
des Beratungsgegenstandes nach erforderlich ist. § 36 Absatz 2 
der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg gilt entspre-
chend. Über den Ausschluss oder die Wiederherstellung der 
Öffentlichkeit wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und 
entschieden. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen werden 
gemäß § 18 öffentlich bekannt gemacht.

(7) Über die Sitzungen der Regionalversammlungen sind Nie-
derschriften anzufertigen, die von dem Vorsitzenden oder von 
der Vorsitzenden der Regionalversammlung und dem von ihm 
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oder ihr zu bestimmenden Schriftführer oder Schriftführerin zu 
unterzeichnen sind.

§ 8
Zusammensetzung des Regionalvorstandes

(1) Der Regionalvorstand besteht aus einem oder einer Vorsit-
zenden, zwei stellvertretenden Vorsitzenden und vier weiteren 
Mitgliedern.

(2) Gemäß § 6 Absatz 1 Nummer 1 und 2 wählt die Regional-
versammlung aus ihrer Mitte die Mitglieder des Regionalvor-
standes. Mindestens die Hälfte der Vorstandsmitglieder müssen 
aus dem Kreis der Regionalräte oder Regionalrätinnen gemäß 
§ 5 Absatz 2 Nummer 1 und 3 stammen. Alle Teile der Region 
sollen durch die Vorstandsmitglieder angemessen vertreten 
werden. Jeder Regionalrat und jede Regionalrätin kann Wahl-
vorschläge unterbreiten. Gewählt wird unter Anwendung des 
§ 40 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg. Die 
Tätigkeit im Regionalvorstand ist ehrenamtlich. 

(3) Für jedes Mitglied des Regionalvorstandes ist aus der Mitte 
der Regionalversammlung ein Stellvertreter oder eine Stellver-
treterin zu wählen.

(4) Die gemäß den Absätzen 2 und 3 gewählten Mitglieder kön-
nen mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gül-
tigen Stimmen, mindestens jedoch der Hälfte der Mitglieder der 
Regionalversammlung, abgewählt werden. Die Abwahl kann 
erst in der auf den Abwahlantrag folgenden Sitzung erfolgen. 

(5) Für die Wahl und Abwahl des Regionalvorstandes gelten 
§ 39 Absatz 1 Satz 5 und 6 und § 40 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg entsprechend. 

§ 9
Aufgaben des Regionalvorstandes

(1) Der Regionalvorstand hat die Beschlüsse der Regionalver-
sammlung vorzubereiten und auszuführen. Er hat insbesondere 
die folgenden Aufgaben:

1.	 Entwicklung von Maßgaben zur Erarbeitung und Fort-
schreibung des Regionalplanes,

2.	 regelmäßige Beratung über den Stand und den Fortgang der 
Ausarbeitung und der Überprüfung des Regionalplanes so-
wie die Vorbereitung von Beschlüssen im Sinne des § 6 Ab-
satz 2 Nummer 1,

3.	 Stellungnahmen und Empfehlungen zu Planungen, Maß-
nahmen und Vorhaben

 
a)	 Vorbereitung von Beschlussfassungen über Stellung-

nahmen und Empfehlungen zu Planungen, Maßnahmen 
und Vorhaben von regionaler Bedeutung im Sinne von 
§ 6 Absatz 2 Nummer 3,

b)	 Beschlussfassung über alle übrigen Stellungnahmen 
und Empfehlungen zu Planungen, Maßnahmen und 

Vorhaben, soweit die Regionale Planungsgemeinschaft 
als Träger öffentlicher Belange zur Abgabe einer Stel-
lungnahme oder Empfehlung verpflichtet beziehungs-
weise berechtigt ist, 

4.	 Einholung von Genehmigungen und die öffentliche Be-
kanntmachung von Beschlüssen und Terminen, soweit dies 
nach dem Gesetz zur Regionalplanung und zur Braunkoh-
len- und Sanierungsplanung und dieser Satzung erforder-
lich ist,

5.	 Einstellung, Eingruppierung und Entlassung der Mitarbei-
ter und Mitarbeiterinnen der Regionalen Planungsstelle,

6.	 Wahrnehmung weiterer, von der Regionalversammlung dem 
Regionalvorstand übertragener Angelegenheiten.

(2) Der Regionalvorstand erledigt außerdem die sonstigen Auf-
gaben der Regionalen Planungsgemeinschaft, soweit nicht nach 
dieser Satzung die Regionalversammlung sich die Erledigung 
bestimmter Aufgaben vorbehalten hat.

§ 10
Sitzungen des Regionalvorstandes

(1) Der Regionalvorstand wird von dem oder der Vorsitzenden 
des Regionalvorstandes nach Bedarf, in der Regel alle zwei 
Monate, unter Bekanntgabe von Zeit, Ort und der Tagesord-
nung mit einer Frist von zwei Wochen einberufen. § 7 Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend.  

(2) Für die Beschlussfähigkeit, die Abstimmungen und die Nie-
derschriften über die Sitzungen des Regionalvorstandes gelten 
die Bestimmungen über die Regionalversammlung gemäß § 7 
Absatz 2, 4 und 7 entsprechend. 

(3) Für das Mitwirkungsverbot der Mitglieder des Regionalvor-
stands gilt § 7 Absatz 5 entsprechend. 

§ 11
Vorsitzender der Regionalversammlung

(1) Die Regionalversammlung wählt den Vorsitzenden oder die 
Vorsitzende und zwei Stellvertreter oder Stellvertreterinnen aus 
dem Kreis der Regionalräte gemäß § 5 Absatz 2 Nummer 1 
und 3. Gewählt ist, wer im ersten Wahlgang die Mehrheit der in 
§ 5 Absatz 1 festgelegten Anzahl der Mitglieder der Regionalver-
sammlung erhält. § 39 Absatz 1 Satz 5 und 6 und § 40 der Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg gelten entsprechend. 

(2) Der oder die Vorsitzende der Regionalversammlung über-
nimmt zugleich den Vorsitz des Regionalvorstands und führt 
nach Weisung der Regionalversammlung und des Regionalvor-
standes die laufenden Geschäfte zur Leitung der Regionalen 
Planungsgemeinschaft; hierbei bedient er oder sie sich der Re-
gionalen Planungsstelle.

(3) Der oder die Vorsitzende der Regionalversammlung vertritt 
die Regionale Planungsgemeinschaft gerichtlich und außer- 
gerichtlich.
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(4) Für die Amtszeit des oder der Vorsitzenden der Regional-
versammlung und der Stellvertreter oder Stellvertreterinnen gilt 
§ 4 Absatz 2 entsprechend. 

§ 12
Ausschüsse

(1) Die Regionalversammlung kann die Bildung von Ausschüs-
sen mit beratender Funktion für fachlich oder räumlich begrenzte 
Planungsaufgaben beschließen. Die Regionalversammlung setzt 
auf Vorschlag des Regionalvorstandes Art, Umfang und Zu-
sammensetzung der Ausschüsse fest. Sie kann Aufträge ändern, 
ergänzen oder zurücknehmen. 

(2) Die Organe der Regionalen Planungsgemeinschaft können 
jederzeit von einem Ausschuss einen Bericht über den Stand 
seiner Tätigkeit verlangen.

(3) Jeder Ausschuss besteht aus einem oder einer Vorsitzenden, 
der oder die ein Vorstandsmitglied ist, und weiteren Mitgliedern.

§ 13
Hinzuziehung fachkundiger Personen

Die Regionalversammlung, der Regionalvorstand und mit sei-
ner Zustimmung auch die Ausschüsse können zu ihren Sitzun-
gen fachkundige Personen hinzuziehen.

§ 14
Beteiligung der Landesplanungsbehörde

Zu den Sitzungen der Regionalversammlung, des Regionalvor-
standes und der Ausschüsse wird die Landesplanungsbehörde 
mit angemessener Frist unter Mitteilung der Tagesordnung 
schriftlich eingeladen. Sie kann Vertreter oder Vertreterinnen 
mit beratender Stimme entsenden. Vorlagen, Niederschriften 
und sonstige wichtige Informationen sind der Landesplanungs-
behörde zuzuleiten. 

§ 15
Regionale Planungsstelle

Die Regionale Planungsstelle wirkt nach Weisung des oder der 
Vorsitzenden der Regionalversammlung bei der Regionalpla-
nung mit. Ihr obliegen insbesondere folgende Aufgaben:

1.	 Erarbeitung der Entwürfe zur Aufstellung, Änderung, Er-
gänzung oder Fortschreibung des Regionalplanes oder von 
sachlichen oder räumlichen Teilplänen,

2.	 Zuarbeit für Stellungnahmen und Empfehlungen der Regio- 
nalen Planungsgemeinschaft zu Planungen, Maßnahmen 
und Vorhaben von regionaler Bedeutung,

3.	 Erarbeitung von Stellungnahmen zu Planungen, Maßnah-
men und Vorhaben, soweit die Regionale Planungsgemein-
schaft als Träger öffentlicher Belange zur Abgabe einer 
Stellungnahme verpflichtet oder berechtigt ist,

4.	 fachliche Berichterstattung zu Nummern 1 bis 3,

5.	 Erledigung laufender Geschäfte, wie Vorbereitung, Durch-
führung und Umsetzung von Sitzungen der Regionalver-
sammlung, des Regionalvorstandes und der Ausschüsse.

6.	 Dem Leiter oder der Leiterin der Regionalen Planungsstelle 
obliegen der Entwurf der Haushaltssatzung und des Haus-
haltsplans, der Vollzug des genehmigten Haushaltsplans nach 
Weisung des oder der Vorsitzenden sowie die Erstellung der 
Haushaltsrechnung.

§ 16
Umlagen

(1) Zur Deckung der Aufwendungen der Regionalen Planungs-
gemeinschaft, die nicht vom Land Brandenburg getragen wer-
den, können von den Mitgliedern nach § 3 Absatz 1 Umlagen 
erhoben werden. 

(2) Die Umlagen der Mitglieder werden entsprechend § 29 Ab-
satz 1 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im 
Land Brandenburg (GKGBbg) anteilig im Verhältnis der Zahl 
ihrer Einwohner im Planungsgebiet berechnet und erhoben. 
Maßgeblich sind die vom Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 
zum 31. Dezember des dem jeweiligen Haushaltsjahr vorange-
gangenen Jahres ermittelten Einwohnerzahlen.

§ 17
Haushalts- und Wirtschaftsführung

(1) Für die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Regionalen 
Planungsgemeinschaft gelten die Vorschriften über die Gemein-
dehaushaltswirtschaft. 

(2) Die Kassenverwaltung wird von der Regionalen Planungs-
stelle geführt. Die Haushalts- und Wirtschaftsführung wird ent-
sprechend § 30 des Gesetzes über kommunale Gemeinschafts-
arbeit im Land Brandenburg (GKGBbg) alljährlich durch das 
Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Oder-Spree geprüft. 
Die überörtliche Prüfung erfolgt durch den Landesrechnungshof.

§ 18
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Die Hauptsatzungen und deren Änderungen werden von der 
Landesplanungsbehörde im Amtsblatt für Brandenburg bekannt 
gemacht.

(2) Satzungen, mit Ausnahme der in Absatz 1 genannten, wie 
Haushaltssatzungen, Gebühren- und Entschädigungssatzungen 
sowie die Veröffentlichungen zur Jahresrechnung der Regiona-
len Planungsgemeinschaft Oderland-Spree werden von der Re-
gionalen Planungsgemeinschaft im Amtsblatt für Brandenburg 
bekannt gemacht.

(3) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Regionalver-
sammlung werden spätestens am siebten Tag vor dem Sitzungs-
termin in der „Märkischen Oderzeitung“ bekannt gemacht.
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(4) Die Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Sitzungen des 
Regionalvorstandes und der Ausschüsse mit Angaben zu Zeit, 
Ort und Tagesordnung erfolgt auf der Homepage der Regiona-
len Planungsgemeinschaft Oderland-Spree.

§ 19
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung im 
Amtsblatt für Brandenburg in Kraft. Gleichzeitig tritt die Haupt-
satzung vom 1. März 2010 in Verbindung mit der Bekanntma-
chung vom 17. März 2010 (ABl. S. 443), geändert durch die 
Erste Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Regionalen 
Planungsgemeinschaft Oderland-Spree vom 3. Juni 2013 in 
Verbindung mit der Bekanntmachung vom 10. Juli 2013 (ABl. 
S. 1783), außer Kraft. 

Beschlossen:

Seelow, den 4. November 2019 
 

Gernot Schmidt
Vorsitzender der Regionalversammlung

Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree

Genehmigt:

Potsdam, den 10. Dezember 2019

Jan Drews
Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung

Ausgefertigt:

Seelow, den 19. Dezember 2019

Gernot Schmidt
Vorsitzender der Regionalversammlung

Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree

Durchführung des Berufsbildungsgesetzes - 
Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen 

für die Berufung der Beauftragten 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in die 

Berufsbildungsausschüsse der Landesärztekammer, 
der Landesapothekerkammer 

und der Landeszahnärztekammer 
des Landes Brandenburg 

für den Berufungszeitraum 2020 - 2024

Bekanntmachung des Ministeriums für Soziales, 
Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz

Vom 29. Januar 2020

Gemäß § 77 Absatz 1 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) vom 
23. März 2005 (BGBl. I S. 931), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2522) geändert 
worden ist, ist bei der

-	 Landesärztekammer Brandenburg
-	 Landesapothekerkammer Brandenburg sowie der
-	 Landeszahnärztekammer Brandenburg

je ein Berufsbildungsausschuss neu zu berufen. Dieser Aus-
schuss ist Beschlussorgan für die nach dem Berufsbildungs- 
gesetz zu erlassenden Rechtsvorschriften für die berufliche Bil-
dung und außerdem in allen wichtigen Angelegenheiten der 
beruflichen Bildung zu unterrichten und zu hören (§ 79 BBiG).

Vorschlagsberechtigt für die in jeden Berufsbildungsausschuss 
zu berufenden sechs Beauftragten der Arbeitnehmerinnen oder 
Arbeitnehmer und ihrer Stellvertreterinnen oder Stellvertreter 
sind die im Kammerbereich (Land Brandenburg) der genannten 
Heilberufe bestehenden Gewerkschaften und selbstständigen 
Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- und berufspoliti-
scher Zwecksetzung.

Die vorschlagsberechtigten Organisationen werden hiermit  
aufgefordert, dem Ministerium für Soziales, Gesundheit, In- 
tegration und Verbraucherschutz, Referat 42, Henning-von-
Tresckow-Straße 2 - 13, 14467 Potsdam bis spätestens 10 Wo-
chen nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung Vor-
schläge für die Berufung der Beauftragten der Arbeitnehme- 
rinnen oder Arbeitnehmer und ihrer Stellvertreterinnen oder 
Stellvertreter in die Berufsbildungsausschüsse der Landesärzte-
kammer, der Landesapothekerkammer sowie der Landeszahn-
ärztekammer jeweils getrennt einzureichen. 

Die Vorschläge müssen enthalten:

1.	 Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, Beruf, Arbeits-
stätte und Anschrift der vorgeschlagenen Person sowie eine 
Bestätigung darüber, dass die Vorgeschlagenen schriftlich 
ihre Zustimmung zur Berufung in den Berufsbildungsaus-
schuss erklärt haben,

2.	 Angaben über die Mitgliederzahl der vorschlagenden Orga-
nisationen innerhalb des Kammerbereiches. 
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Genehmigung für die wesentliche Änderung 
des Rohstofflagers Isocyanate/Vorprodukte

auf dem Betriebsgelände der 
BASF Schwarzheide GmbH in 01987 Schwarzheide

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 18. Februar 2020

Der Firma BASF Schwarzheide GmbH, Schipkauer Straße 1 in 
01987 Schwarzheide wurde die Genehmigung nach § 16 Ab-
satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) er-
teilt, auf dem Grundstück in 01987 Schwarzheide, Gemarkung 
Schwarzheide, Flur 6, Flurstück 470 das Rohstofflager Isocya-
nate/Vorprodukte durch den Neubau eines Tanklagers (Bau E 721), 
für einen Toluol-Tank mit 500 m³ und einen Mononitrotoluol-
(MNT)-Rest-Tank mit 750 m³ Füllvolumen sowie die Still- 
legung des bisher genutzten Tanklagers (Bau E 702) wesentlich 
zu ändern und geändert zu betreiben.

Die Kapazität der Lagermenge des Rohstofflagers Isocyanate/
Vorprodukte verringert sich von 3 940 t auf 3 830 t.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmun- 
gen erteilt und umfasst nach § 13 BImSchG die Baugeneh- 
migung nach § 72 Absatz 1 der Brandenburgischen Bauord-
nung sowie die Erlaubnis nach § 18 Absatz 1 Nummer 4 der 
Betriebssicherheitsverordnung zur Lagerung entzündbarer 
Flüssigkeiten >10 000 Liter.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz liegt 
mit einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen in 
der Zeit vom 20. Februar 2020 bis einschließlich 4. März 
2020 im Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstel-
le Süd, Von-Schön-Straße 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus 
und in der Stadtverwaltung der Stadt Schwarzheide, Bauamt, 
Zimmer 218.1, Ruhlander Straße 102 in 01987 Schwarzheide 
aus und kann dort während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden.

Um telefonische Anmeldung wird nach Möglichkeit gebeten.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8. April 2019 (BGBl. I S. 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für das Vorhaben Retentions- und Flächenpool 
an der Lapine (Herzberg/Elster)

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 18. Februar 2020

Die Flächenagentur Brandenburg GmbH, Neustädtischer Markt 22, 
14776 Brandenburg an der Havel hat für das Vorhaben „Reten-
tions- und Flächenpool an der Lapine (Herzberg/Elster)“ eine 
Plangenehmigung nach § 68 Absatz 2 Satz 1 des Wasserhaus-
haltsgesetzes (WHG) beantragt. 

Zur Schaffung von Retentionsraum an der Lapine ist südlich 
der Stadt Herzberg die Vertiefung der derzeitigen Bodenober-
fläche mit einem Gesamtvolumen von circa 15 000 m³ vorgese-
hen. Das entnommene Bodenmaterial soll vor Ort, auf einer 
Fläche von etwa fünf Hektar, in Form von Wällen und Hügeln 
wieder eingebaut werden. In der Lapine selbst werden zusätz-
lich zwei Mittelwasserschwellen errichtet, die der Anhebung 
des Mittelwasserniveaus dienen und ein frühzeitiges Ausufern 
der Lapine im Maßnahmenbereich herbeiführen. Weiterhin sind 
verschiedene Maßnahmen zur Strukturanreicherung im Gewäs-
ser geplant. Dazu gehören der Einbau von Totholz, Uferabfla-
chungen, der Einbau von Strömungslenkern in Form von inge-
nieurbiologischen Buhnen, Einbau von Wurzelstöcken und das 
Anlegen von Kiesdepots. 

Das Vorhaben soll für zukünftige Baumaßnahmen als natur-
schutzfachliche Kompensationsmaßnahme Anwendung finden.

Das Vorhaben stellt eine wesentliche Umgestaltung eines Ge-
wässers nach § 67 Absatz 2 Satz 1 WHG dar. 

Nach den §§ 5, 7 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 13.18.1 
der Anlage 1 zum UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen. Die Vor- 
prüfung wurde auf der Grundlage der von der Antragstellerin 
vorgelegten Unterlagen sowie eigener Informationen durchge-
führt.
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Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht auf den folgenden wesentlichen Grün-
den:

Insgesamt führt das Vorhaben zur Verbesserung der Morpholo-
gie des Gewässers und des ökologischen Gewässerzustandes. 
Der Verlust der landwirtschaftlichen Nutzfläche als Lebens-
raum wird durch eine abwechslungsreiche und nutzungsfreie 
Fläche mit Entwicklungspotenzial auf unterschiedlichen Stand-
orten für eine natürliche Sukzession von Pflanzen- und Tier- 
arten ausgeglichen. Besonders wertvoll ist in diesem Zusam-
menhang die zeitweise Überflutung von Teilflächen bereits bei 
gering erhöhten Wasserständen. Damit werden Funktionen ei-
ner Sekundär-Auenlandschaft geschaffen.

Die mit den Maßnahmen verbundenen Auswirkungen sind über- 
wiegend baubedingt. Sie treten nur für die Dauer der Bauphase 
auf und können unter Berücksichtigung der vorgesehenen 
Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen keine erheblichen nach-
teiligen Umweltauswirkungen im Sinne des UVPG auslösen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Im Internet ist diese Bekanntmachung auf folgender Seite ab-
rufbar: 

www.lfu.brandenburg.de/info/owb.

Rechtsgrundlagen

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S.  2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
4. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2254) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2513) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung W1 (Wasserwirtschaft 1)

Referat W11 (Obere Wasserbehörde)

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für das Vorhaben wesentliche Änderung 
einer Biogasanlage in 15298 Wiesenau

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 18. Februar 2020

Die Firma Bauerngesellschaft Ziltendorfer Niederung GbR, 
Hauptstraße 1 c in 15298 Wiesenau beantragt die Genehmigung 
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 

auf dem Grundstück Hauptstraße 1 e in 15298 Wiesenau in der 
Gemarkung Wiesenau, Flur 1, Flurstücke 378, 464, 466 eine 
Biogasanlage wesentlich zu ändern. (Az.: G04519)

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.6.3.1 EG 
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um die Änderung eines Vorha-
bens nach Nummer 8.4.2.1 A der Anlage 1 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).

Nach § 9 Absatz 2 Nummer 2 UVPG war für das beantragte 
Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorgeru-
fen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz- 
güter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Antragsteller 
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8. April 2019 (BGBl. I S. 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2513)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost
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Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für das Vorhaben Errichtung und Betrieb 
einer Windenergieanlage 

in 16909 Wittstock/Dosse, Gemarkung Wittstock

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 18. Februar 2020

Die Firma ZOPF GmbH Umweltgerechte Energieprojekte, Lin-
denstraße 24 in 16866 Vehlow beantragt die Genehmigung 
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 
auf den Grundstücken in der Gemarkung Wittstock, Flur 15, 
Flurstücke 129 und 130 eine Windenergieanlage vom Typ 
Enercon E 103 zu errichten und zu betreiben. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.1 V des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um die Änderung eines Vorhabens 
nach Nummer 1.6.1 X der Anlage 1 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG).

Nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 UVPG war für das bean-
tragte Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Krite-
rien: Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vor-
haben (Repowering einer Windenergieanlage in einer Wind-
farm mit bereits 47 betriebenen Windenergieanlagen) keine 
zusätzlichen erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
hervorgerufen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der 
Schutzgüter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, 
Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und 
Landschaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Antragstel-
ler vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8. April 2019 (BGBl. I S. 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 

S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom  
12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2513)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für die „Planänderung des Rahmenbetriebsplans 
Kiessandgewinnung Drahnsdorf“

Bekanntmachung des Landesamtes für Bergbau, 
Geologie und Rohstoffe

Vom 27. Januar 2020

Die Firma HSK Heidelberger Sand und Kies GmbH mit Sitz in 
Perniek/Neukloster beantragte mit Schreiben vom 13. März 2019 
für die „Planänderung des Rahmenbetriebsplans Kiessandgewin- 
nung Drahnsdorf“ die allgemeine Vorprüfung zur Feststellung 
der UVP-Pflicht. Durch die geplante Planänderung werden nun 
die ursprünglich für eine landwirtschaftliche Nutzung vorgese-
henen 30,1 ha aufgeforstet. Gemäß § 9 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) besteht bei Änderun-
gen des Vorhabens, für das eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt worden ist, eine UVP-Pflicht, wenn die allgemei-
ne Vorprüfung ergibt, dass die Änderung zusätzliche erhebliche 
nachteilige oder andere erhebliche nachteilige Umweltaus- 
wirkungen hervorrufen kann. Entsprechend Anlage 1 Num-
mer 17.1.2 UVPG ist für eine Erstaufforstung von Flächen mit 
einer Größe von 20 ha bis weniger als 50 ha eine allgemeine 
Vorprüfung des Einzelfalls vorzunehmen. Für die Vorprüfung 
bei Änderungsvorhaben gilt § 7 UVPG entsprechend. Die allge-
meine Vorprüfung ist als überschlägige Prüfung unter Berück-
sichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien durchzufüh-
ren (§ 7 Absatz 1 UVPG). Insbesondere sind die Auswirkungen 
der Ersatzaufforstung auf die unter § 2 Absatz 1 genannten 
Schutzgüter zu betrachten. Sofern im Ergebnis der allgemeinen 
Vorprüfung des Einzelfalls erhebliche nachteilige Umweltaus-
wirkungen nicht ausgeschlossen werden können, ist gemäß § 9 
Absatz 1 Nummer 2 UVPG eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchzuführen. Durch die allgemeine Vorprüfung ist zu 
prüfen, ob die „Planänderung des Rahmenbetriebsplans Kies-
sandgewinnung Drahnsdorf“ erhebliche nachteilige Umwelt-
auswirkungen hervorrufen kann.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung gemäß § 9 in Verbindung 
mit § 7 UVPG wurde festgestellt, dass für die oben genannte 
Planänderung des Rahmenbetriebsplans keine UVP-Pflicht 
besteht.

Wesentliche Gründe für die Entscheidung (entsprechend § 5 
Absatz 2 in Verbindung mit Anlage 3 UVPG) sind:

-	 Es sind keine erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz-
güter gemäß § 2 Absatz 1 UVPG zu erwarten.
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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Feststellen des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung 
des Landesbetriebes Forst Brandenburg, 

Oberförsterei Neustadt 
Vom 27. Januar 2020

Der Antragsteller plant im Landkreis Ostprignitz-Ruppin, Ge-
markung Berlitt, Flur 4, Flurstück 46/1 die Erstaufforstung ge-
mäß § 9 des Waldgesetzes des Landes Brandenburg (LWaldG) 
auf einer Fläche von 3,45 ha (Anlage eines Mischwaldes).

Nach den §§ 5, 7 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 17.1.3 
Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG ist für geplante Erstauffors-
tungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald zur Feststellung 
der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vorprüfung des Ein- 
zelfalls durchzuführen.

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunterla-
gen vom 6. Dezember 2019, Az.: LFB 03.05.-7020-6/13/19 
durchgeführt.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

-	 Es sind keine Natura-2000-Gebiete, Naturschutzgebiete 
oder sonstige Schutzgebiete beziehungsweise zu schützen-
de Objekte betroffen.

-	 Es sind keine besonders gefährdeten Arten betroffen.
-	 Von der Maßnahme sind keine Flächen betroffen, die aktu-

ell einer bedeutenden Nutzung oder Funktion unterliegen.
-	 Eine Anfälligkeit des Vorhabens für Störfälle im Sinne des 

§ 2 Nummer 7 der Störfall-Verordnung ist nicht gegeben. 

Die Feststellung erfolgte auf Grundlage der von der Vorhaben-
trägerin vorgelegten Unterlagen für die „Planänderung des 
Rahmenbetriebsplans Kiessandgewinnung Drahnsdorf“ und ei-
gener Informationen des LBGR.

Diese Entscheidung ist gemäß § 5 Absatz 3 UVPG nicht selbst-
ständig anfechtbar. Die Begründung dieser Entscheidung und 
die zugrunde liegenden Antragsunterlagen, einschließlich Kar-
tenmaterial, können nach vorheriger telefonischer Anmeldung 
(0355 48640-328) während der Dienstzeiten im Landesamt für 
Bergbau, Geologie und Rohstoffe, Dezernat 32, Inselstraße 26, 
03046 Cottbus, eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2513)

Bundesberggesetz vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 Absatz 4 des Gesetzes vom 
20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808)

Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung bergbau-
licher Vorhaben (UVP-V Bergbau) vom 13. Juli 1990 (BGBl. I 
S. 1420), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 
8. November 2019 (BGBl. I S. 1581)

Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe 

Anerkennung von Prüfingenieurinnen 
und Prüfingenieuren für Brandschutz

Bekanntmachung 
des Landesamtes für Bauen und Verkehr

Vom 3. Februar 2020

Das Landesamt für Bauen und Verkehr wird zeitnah ein weite-
res Verfahren zur Anerkennung von Prüfingenieurinnen und 
Prüfingenieuren für Brandschutz durchführen.

Interessierte, die die Voraussetzungen der Brandenburgischen 
Bautechnischen Prüfungsverordnung (BbgBauPrüfV) vom 
10. September 2008 (GVBl. II S. 374), die zuletzt durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 13. August 2019 (GVBl. II Nr. 59) 
geändert worden ist, erfüllen, können Anträge auf Anerkennung 
bis zum 13. März 2020 beim Landesamt für Bauen und Ver-
kehr, Außenstelle Cottbus, Gulbener Straße 24, 03046 Cottbus 
stellen.

Dem Antrag sind Unterlagen nach § 6 Absatz 2 BbgBauPrüfV 
beizufügen. Nähere Informationen zum Anerkennungsverfah-
ren und zu den Antragsunterlagen sind im Internet unter der 
Adresse https://lbv.brandenburg.de/3186.htm zu entnehmen.

Als Ansprechpartner steht Herr Dipl.-Ing. Schellenberg (Tel. 
03342 4266-3500) zur Verfügung. 

Es wird darauf hingewiesen, dass Anträge, die nach dem 
13.  März 2020 eingehen, für dieses Anerkennungsverfahren 
nicht mehr berücksichtigt werden können. Sowohl die Aner-
kennung als Prüfingenieurin und Prüfingenieur für Brandschutz 
als auch die Ablehnung des Antrages wegen nicht nachgewiese-
ner Anerkennungsvoraussetzungen oder fachlicher Eignung sind 
gebührenpflichtig.
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Diese Feststellung beruht auf den folgenden wesentlichen Grün-
den:

Die beantragte Erstaufforstung passt sich gut in das Land-
schaftsbild ein, da diese in südlicher und südöstlicher Richtung 
an bestehende Waldflächen angrenzt. Eine Erhöhung des Wald-
flächenanteiles ist von Vorteil. Es entstehen hochwertige aus 
Laub- und Nadelholz gemischte Waldflächen, die bereits zum 
Zeitraum der Begründung bis hin zur Entwicklung mittelalter 
bis alter Mischwaldbestände hohen ökologischen Ansprüchen 
entsprechen. Die Entwicklung des Artenreichtums bei Tieren 
und Pflanzen, insbesondere aber bei Vögeln und Insekten, und 
die enorme Zunahme der Schutz- und Erholungswirkung im 
Vorhabensgebiet waren wichtige Gründe dem Vorhaben zuzu-
stimmen. 

Es gibt keinen quantitativen Flächenverlust. Weitere Vorhaben, 
die zum Verlust bestehender Nutzungen geführt haben bezie-
hungsweise noch führen könnten, sind nicht festgestellt worden. 

Durch die geplanten Maßnahmen werden keine erheblichen 
und nachhaltigen Auswirkungen auf die Umwelt und die ent-
sprechenden Schutzgüter erwartet.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Diese Bekanntmachung ist auch im Internet auf folgender Seite 
eingestellt: www.forst.brandenburg.de unter Service > Amtliche 
Bekanntmachungen > UVP.

Die Begründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegen-
den Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmel-
dung unter der Telefonnummer 033970 13501 während der 
Dienstzeit beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförste-
rei Neustadt, Bahnhofstraße 57 in 16845 Neustadt (Dosse) ein-
gesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 
2004 (GVBl. I S. 137) in der jeweils geltenden Fassung

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94) in der jeweils geltenden Fassung

Feststellen des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung 
des Landesbetriebes Forst Brandenburg, 

Oberförsterei Neustadt 
Vom 27. Januar 2020

Der Antragsteller plant im Landkreis Ostprignitz-Ruppin, Ge-
markung Berlitt, Flur 4, Flurstücke 138, 139 die Erstauffors-

tung gemäß § 9 des Waldgesetzes des Landes Brandenburg 
(LWaldG) auf einer Fläche von 3,81 ha (Anlage eines Misch-
waldes).

Nach den §§ 5, 7 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 17.1.3 
Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG ist für geplante Erstauffors-
tungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald zur Feststellung 
der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vorprüfung des Ein- 
zelfalls durchzuführen.

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunterla-
gen vom 6. Dezember 2019, Az.: LFB 03.05.-7020-6/11/19 so-
wie Az.: LFB 03.05.-7020-6/12/19 durchgeführt.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht auf den folgenden wesentlichen Grün-
den:

Die beantragte Erstaufforstung passt sich gut in das Landschafts-
bild ein, da diese in nordwestlicher und östlicher Richtung an 
bestehende Waldflächen angrenzt. Eine Erhöhung des Waldflä-
chenanteiles ist von Vorteil. Es entstehen hochwertige aus Laub- 
und Nadelholz gemischte Waldflächen, die bereits zum Zeit-
raum der Begründung bis hin zur Entwicklung mittelalter bis 
alter Mischwaldbestände hohen ökologischen Ansprüchen ent-
sprechen. Die Entwicklung des Artenreichtums bei Tieren und 
Pflanzen, insbesondere aber bei Vögeln und Insekten, und die 
enorme Zunahme der Schutz- und Erholungswirkung im Vorha-
bensgebiet waren wichtige Gründe dem Vorhaben zuzustim-
men. 

Es gibt keinen quantitativen Flächenverlust. Weitere Vorhaben, 
die zum Verlust bestehender Nutzungen geführt haben bezie-
hungsweise noch führen könnten, sind nicht festgestellt wor-
den. 

Durch die geplanten Maßnahmen werden keine erheblichen 
und nachhaltigen Auswirkungen auf die Umwelt und die ent-
sprechenden Schutzgüter erwartet.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Diese Bekanntmachung ist auch im Internet auf folgender Seite 
eingestellt: www.forst.brandenburg.de unter Service > Amtliche 
Bekanntmachungen > UVP.

Die Begründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegen-
den Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmel-
dung unter der Telefonnummer 033970 13501 während der 
Dienstzeit beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförste-
rei Neustadt, Bahnhofstraße 57 in 16845 Neustadt (Dosse) ein-
gesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 
2004 (GVBl. I S. 137) in der jeweils geltenden Fassung
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Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94) in der jeweils geltenden Fassung

Feststellen des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung 
des Landesbetriebes Forst Brandenburg, 

Oberförsterei Neustadt 
Vom 27. Januar 2020

Der Antragsteller plant im Landkreis Ostprignitz-Ruppin, Ge-
markung Holzhausen, Flur 1, Flurstück 108 die Erstaufforstung 
gemäß § 9 des Waldgesetzes des Landes Brandenburg (LWaldG) 
auf einer Fläche von 2,22 ha (Anlage eines Mischwaldes).

Nach den §§ 5, 7 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 17.1.3 
Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG ist für geplante Erstauffors-
tungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald zur Feststellung 
der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vorprüfung des Ein- 
zelfalls durchzuführen.

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunter- 
lagen vom 6. Dezember 2019, Az.: LFB 03.05.-7020-6/10/19 
durchgeführt.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht auf den folgenden wesentlichen Grün-
den:

Die beantragte Erstaufforstung passt sich gut in das Landschafts-
bild ein, da diese in nördlicher und südlicher Richtung an beste-
hende Waldflächen angrenzt. Eine Erhöhung des Waldflächen-
anteiles ist von Vorteil. Es entstehen hochwertige aus Laub- und 
Nadelholz gemischte Waldflächen, die bereits zum Zeitraum 
der Begründung bis hin zur Entwicklung mittelalter bis alter 
Mischwaldbestände hohen ökologischen Ansprüchen entspre-
chen. Die Entwicklung des Artenreichtums bei Tieren und Pflan-
zen, insbesondere aber bei Vögeln und Insekten, und die enor-
me Zunahme der Schutz- und Erholungswirkung im Vorha- 
bensgebiet waren wichtige Gründe dem Vorhaben zuzustim-
men. 

Es gibt keinen quantitativen Flächenverlust. Weitere Vorhaben, 
die zum Verlust bestehender Nutzungen geführt haben bezie-
hungsweise noch führen könnten, sind nicht festgestellt wor-
den. 

Durch die geplanten Maßnahmen werden keine erheblichen 
und nachhaltigen Auswirkungen auf die Umwelt und die ent-
sprechenden Schutzgüter erwartet.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Diese Bekanntmachung ist auch im Internet auf folgender Seite 
eingestellt: www.forst.brandenburg.de unter Service > Amtliche 
Bekanntmachungen > UVP.

Die Begründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegen-
den Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmel-
dung unter der Telefonnummer 033970 13501 während der 
Dienstzeit beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförste-
rei Neustadt, Bahnhofstraße 57 in 16845 Neustadt (Dosse) ein-
gesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 
2004 (GVBl. I S. 137) in der jeweils geltenden Fassung

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94) in der jeweils geltenden Fassung

Feststellen des Unterbleibens
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung 
des Landesbetriebes Forst Brandenburg, 

Oberförsterei Brieselang 
Vom 28. Januar 2020

Der Antragsteller plant im Landkreis Havelland, Gemarkung 
Buschow, Flur 2, Flurstücke 448, 449, 451 und 452 die Erstauf-
forstung gemäß § 9 des Waldgesetzes des Landes Brandenburg 
(LWaldG) auf einer Fläche von 3,3 ha.

Nach den §§ 5, 7 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 17.1.3 
Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG ist für geplante Erstauffors-
tungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald zur Feststellung 
der UVP-Pflicht eine standortbezogene Vorprüfung des Ein-
zelfalls durchzuführen.

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunterla-
gen vom 4. Dezember 2019, Az.: LFB 12.00/7020-6/04-EA-19 
durchgeführt.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht auf den folgenden wesentlichen Grün-
den:

Es entstehen hochwertige Waldflächen, die bereits zum Zeitraum 
der Begründung bis hin zur Entwicklung mittelalter bis alter 
Bestände hohen ökologischen Ansprüchen genügen. Die Ent-
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wicklung des Artenreichtums bei Tieren und Pflanzen, insbe-
sondere aber bei Vögeln und Insekten, und die Verbesserung 
der Schutz- und Erholungswirkung im Vorhabengebiet waren 
wichtige Gründe, dem Vorhaben zuzustimmen.

Es gibt keinen quantitativen Flächenverlust. Weitere Vorhaben, 
die zum Verlust bestehender Nutzungen geführt haben bezie-
hungsweise noch führen könnten, sind nicht festgestellt wor-
den.

Durch die geplanten Maßnahmen werden keine negativen Aus-
wirkungen auf die Umwelt und die entsprechenden Schutzgüter 
erwartet.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Diese Bekanntmachung ist auch im Internet auf folgender Seite 
eingestellt: www.forst.brandenburg.de unter Service > Amtliche 
Bekanntmachungen > UVP.

Die Begründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegen-
den Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmel-
dung unter der Telefonnummer 033232 36005 während der 
Dienstzeit beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförste-
rei Brieselang, Forstweg 55 in 14656 Brieselang eingesehen 
werden.

Rechtsgrundlagen

Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 
2004 (GVBl. I S. 137) in der jeweils geltenden Fassung

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94) in der jeweils geltenden Fassung

Feststellen des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung 
des Landesbetriebes Forst Brandenburg, 

Oberförsterei Lieberose
Vom 30. Januar 2020

Der Antragsteller plant im Landkreis Dahme-Spreewald, Ge-
markung Lamsfeld, Flur 1, Flurstücke 231/1, 586 und 587 die 
Erstaufforstung gemäß § 9 des Waldgesetzes des Landes Bran-
denburg (LWaldG) auf einer Fläche von 2,20 ha (Anlage eines 
Mischwaldes mit Waldrandgestaltung).

Nach den §§ 5, 7 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 17.1.3 
Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG ist für geplante Erstauffors-
tungen von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald zur Feststellung 
der UVP-Pflicht eine standortsbezogene Vorprüfung des Ein- 
zelfalls durchzuführen.

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunter- 
lagen vom 13. Januar 2020, Az.: LFB 21.03-7020-6/1/20 durch-
geführt.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht auf den folgenden wesentlichen Grün-
den:

Es entsteht ein hochwertiger Reinbestand mit Mischholzanteil, 
der zum Zeitraum der Begründung bis hin zur Entwicklung ei-
nes mittelalten bis alten Reinbestandes hohen ökologischen An-
sprüchen entspricht. Die Entwicklung des Artenreichtums bei 
Tieren und Pflanzen, insbesondere aber bei Vögeln und Insek-
ten, und die enorme Zunahme der Schutz- und Erholungswir-
kung im Vorhabengebiet waren wichtige Gründe dem Vorhaben 
zuzustimmen.

Es gibt keinen quantitativen Flächenverlust. Weitere Vorhaben, 
die zum Verlust bestehender Nutzungen geführt haben bezie-
hungsweise noch führen könnten, sind nicht festgestellt wor-
den. 

Durch die geplanten Maßnahmen werden keine erheblichen 
und nachhaltigen Auswirkungen auf die Umwelt und die ent-
sprechenden Schutzgüter erwartet.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Diese Bekanntmachung ist auch im Internet auf folgender Seite 
eingestellt: www.forst.brandenburg.de unter Service > Amtliche 
Bekanntmachungen > UVP.

Die Begründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegen-
den Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmel-
dung unter der Telefonnummer 033671 32773-35 während der 
Dienstzeit beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförste-
rei Lieberose, Schloßhof 1, 15868 Lieberose eingesehen wer-
den.

Rechtsgrundlagen

Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 
2004 (GVBl. I S. 137) in der jeweils geltenden Fassung

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94) in der jeweils geltenden Fassung
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BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming

Haushaltssatzung
der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Havelland-Fläming für das Haushaltsjahr 2020

Bekanntmachung der Regionalen Planungsgemeinschaft
Havelland-Fläming

Vom 30. Januar 2020

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg wird nach Beschluss der Regionalversammlung vom 
30. Januar 2020 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird

1.	 im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der

ordentlichen Erträge auf� 708.600,00 EUR
ordentlichen Aufwendungen auf� 781.000,00 EUR

außerordentlichen Erträge auf� 0,00 EUR
außerordentlichen Aufwendungen auf� 0,00 EUR

2.	 im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

Einzahlungen auf� 740.100,00 EUR
Auszahlungen auf� 812.500,00 EUR

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes 
entfallen auf:

Einzahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf� 706.100,00 EUR
Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit auf� 778.500,00 EUR

Einzahlungen aus der 
Investitionstätigkeit auf� 34.000,00 EUR
Auszahlungen aus der 
Investitionstätigkeit auf � 34.000,00 EUR

Einzahlungen aus der 
Finanzierungstätigkeit auf� 0,00 EUR
Auszahlungen aus der 
Finanzierungstätigkeit auf� 0,00 EUR

Einzahlungen aus der Auflösung 
von Liquiditätsreserven� 0,00 EUR
Auszahlungen an Liquiditätsreserven� 0,00 EUR

§ 2

Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen werden nicht festgesetzt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festgesetzt.

§ 4

1.	 Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Auf-
wendungen als für die Gemeinde von wesentlicher Bedeu-
tung angesehen werden, wird auf 

� 15.000,00 EUR 
	 festgesetzt.

2.	 Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmä-
ßige Aufwendungen und Auszahlungen der vorherigen Zu-
stimmung des Regionalvorstandes bedürfen, wird auf 	

� 15.000,00 EUR 
	 festgesetzt.

3.	 Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen 
ist, werden bei:

a)	 der Entstehung eines Fehlbetrages auf �50.000,00 EUR

	 und
 

b)	 bei bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Ein-
zelaufwendungen oder Einzelauszahlungen auf 

� 50.000,00 EUR
	 festgesetzt.

4.	 Nicht zahlungswirksame außer- und überplanmäßige Auf-
wendungen sind von den Wertgrenzen nach Nummer 2  
und 3 ausgeschlossen und werden vom Planungsstellenlei-
ter genehmigt. 

5.	 Alle außerplanmäßigen und überplanmäßigen Aufwendun-
gen und Auszahlungen, die durch die Berichtigung von 
Kontenzuordnungen entstehen und das Ergebnis nicht be-
einflussen, können unabhängig von der Wertgrenze nach 
Nummer 2 und 3 erfolgen.

Die vorstehende, von der Regionalversammlung beschlossene 
Haushaltssatzung 2020 wird hiermit gemäß § 67 Absatz 5 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) öf-
fentlich bekannt gemacht.

In die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen kann jeder während 
der allgemeinen Geschäftszeiten, Montag bis Freitag von 8.00 
bis 15.00 Uhr und zusätzlich Donnerstag von 15.00 bis 17.30 Uhr, 
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers 
und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung 
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der 
Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberücksichtigt.

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len. Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs- 
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 

entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht 
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 14. Mai 2020, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebäude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Müllroser 
Chaussee 55, Saal 302 das im Grundbuch von Schöneiche 
Blatt 2891 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be-
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, 	 Gemarkung Schöneiche, Flur 7, Flurstück 1340, 

Größe: 1.021 qm 
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
22.03.2016 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 197.000 EUR.

Postanschrift:	 Körnerstraße 17, 15566 Schöneiche 
Bebauung:	 unbebaut (Bauland)
Az.: 3 K 150/15

bei der Regionalen Planungsstelle Havelland-Fläming, Oder-
straße 65 in 14513 Teltow Einsicht nehmen.

Teltow, den 30.01.2020 

Wolfgang Blasig
Vorsitzender der Regionalversammlung

Jahresabschluss 2017
der Regionalen Planungsgemeinschaft

Havelland-Fläming

Bekanntmachung der Regionalen Planungsgemeinschaft
Havelland-Fläming

Vom 30. Januar 2020

Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemein-
schaft Havelland-Fläming hat in ihrer Sitzung am 30.01.2020 
den geprüften und festgestellten Jahresabschluss der Regiona-

len Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming zum 31.12.2017 
beschlossen und dem Regionalvorstand uneingeschränkte Ent-
lastung erteilt.

Gemäß § 82 Absatz 5 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg werden die Beschlüsse über den Jahresabschluss 
2017 und die Entlastung des Regionalvorstandes hiermit öffent-
lich bekannt gemacht.

Der Jahresabschluss und seine Anlagen sowie der Bericht über 
die Prüfung des Jahresabschlusses 2017 liegen während der  
allgemeinen Geschäftszeiten, Montag bis Freitag 8.00 bis 
15.00 Uhr und zusätzlich Donnerstag 15.00 bis 17.30 Uhr, bei 
der Regionalen Planungsstelle Havelland-Fläming, Oderstra-
ße 65 in 14513 Teltow, für jeden zur Einsicht aus.

Teltow, den 30.01.2020

Wolfgang Blasig
Vorsitzender der Regionalversammlung
der Regionalen Planungsgemeinschaft

Havelland-Fläming
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Güterrechtsregistersachen

Amtsgericht Königs Wusterhausen

 
 
 

Az.: GR 101

Sonstige Sachen

Amtsgericht Bad Freienwalde (Oder)

Ausschließungsbeschluss

In dem Verfahren

1.	 Reinhild Seeger, Tongrubenweg 2, 16515 Oranienburg 
OT Zehlendorf

� - Antragstellerin -
2.	 Elke Marlies Schade, Weißenseer Straße 3, 16321 Bernau 

bei Berlin
� - Antragstellerin -
3.	 Marina Gisela Reinhild Koch, Feldweg 2, 16348 Wandlitz
� - Antragstellerin -
4.	 Ramona Desnes-Mahrhofer, Herbergerweg 6A, 14167 Ber-

lin
� - Antragstellerin -
5.	 Monika Gerda Erna Heckert, Winzerring 30, 15236 Frank-

furt (Oder)
� - Antragstellerin -
6.	 Bärbel Margarete Elsbeth Schlensog, Schlabenring 20, 

15898 Neuzelle
� - Antragstellerin -
7.	 Margarete Annemarie Driesener, Clara-Zetkin-Ring 57, 

15232 Frankfurt (Oder)
� - Antragstellerin -
8.	 Elsbeth Martha Dora Schurig, Friedensstraße 74A, 

15328 Küstriner Vorland
� - Antragstellerin -
9.	 Klaus-Dieter Willi Heckert, Otto-Straße 9, 16562 Hohen 

Neuendorf
� - Antragsteller -

wegen Aufgebot

hat das Amtsgericht Bad Freienwalde (Oder) durch die Rechts-
pflegerin Weber am 29.01.2020 beschlossen:

1.	 Die Gläubigerin Frau Bertha Schulz, geborene Baiersdorf 
in Kuhbrücke bzw. ihre unbekannten Rechtsnachfolger der 
im Grundbuch des Amtsgerichts Amtsgericht Bad Freien-
walde (Oder), Gemarkung Küstrin-Kietz, Blatt 263, in Ab-
teilung III Nr. 1 eingetragenen Vormerkung zur Sicherung 
der Eintragung einer Hypothek von 4.000,00 DM (in Wor-
ten, Viertausend Deutsche Mark der Deutschen Notenbank) 
werden mit ihren Rechten ausgeschlossen.

2.	 Die Kosten des Verfahrens tragen die Antragsteller als Ge-
samtschuldner.

3.	 Der Geschäftswert wird auf 2.045,17 € festgesetzt.

Gründe:

Im Grundbuch des Amtsgerichts Amtsgericht Bad Freienwalde 
(Oder), Gemarkung Küstrin-Kietz, Blatt 263 ist in Abteilung III 
Nr. 1 eine Vormerkung zur Sicherung der Eintragung einer Hy-
pothek von 4.000,00 DM (in Worten, Viertausend Deutsche 
Mark der Deutschen Notenbank) eingetragen.

Eingetragener Grundpfandrechtsgläubiger laut Grundbucheintrag:
Frau Bertha Schulz, geborene Baiersdorf in Kuhbrücke.
Frau Monika Gerda Erna Heckert, Winzerring 30, 15236 Frank-
furt (Oder), Frau Margarete Annemarie Driesener, Clara-Zet-
kin-Ring 57, 15232 Frankfurt (Oder), Frau Ramona Desnes-
Mahrhofer, Herbergerweg 6A, 14167 Berlin, Frau Bärbel 
Margarete Elsbeth Schlensog, Schlabenring 20, 15898 Neuzel-
le, Frau Elsbeth Martha Dora Schurig, Friedensstraße 74A, 
15328 Küstriner Vorland, Herr Klaus-Dieter Willi Heckert, Ot-
to-Straße 9, 16562 Hohen Neuendorf, Frau Marina Gisela 
Reinhild Koch, Feldweg 2, 16348 Wandlitz, Frau Elke Marlies 
Schade, Weißenseer Straße 3, 16321 Bernau bei Berlin und 
Frau Reinhild Seeger, Tongrubenweg 2, 16515 Oranienburg 
OT Zehlendorf haben den Antrag auf Ausschluss der Vormer-
kungsgläubigerin im Wege des Aufgebotverfahrens bei Gericht 
eingereicht. Die Gläubigerin bzw. deren Rechtsnachfolger sei-
en unbekannt.
Auf der Grundlage dieses Antrags wurde das Aufgebot zur 
Ausschließung eines unbekannten Grundpfandrechtsgläubigers 
durch das Amtsgericht Bad Freienwalde (Oder) erlassen und 
öffentlich bekannt gemacht.

Der Antrag auf Erlass eines Ausschließungsbeschlusses ist zu-
lässig und begründet.

Die Antragsteller haben ihr Antragsrecht sowie den Vortrag zur 
Sache glaubhaft gemacht.
Da demzufolge die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, 
war auszusprechen, dass die Gläubigerin bzw. deren unbekann-
te Rechtsnachfolger mit ihren Rechten auszuschließen sind.

Die Antragsteller haben als diejenigen, die das Verfahren in 
Gang gesetzt haben, die Kosten des Verfahrens zu tragen.

Die Festsetzung des Geschäftswertes beruht auf § 36 GNotKG.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Beschluss findet das Rechtsmittel der Beschwerde 
statt. Die Beschwerde ist binnen einer Frist von 1 Monat bei dem

Amtsgericht Bad Freienwalde (Oder)
Victor-Blüthgen-Straße 9
16259 Bad Freienwalde (Oder)

einzulegen. Die Frist beginnt mit der Zustellung. Das Schrift-
stück gilt als zugestellt, wenn seit dem Aushang an der Ge-
richtstafel ein Monat vergangen ist. Fällt das Fristende auf ei-
nen Sonntag, einen allgemeinen Feiertag oder Sonnabend, so 
endet die Frist mit Ablauf des nächsten Werktages. Die Be-
schwerde wird durch Einreichung einer Beschwerdeschrift oder 
zur Niederschrift der Geschäftsstelle eingelegt. Die Beschwer-
de kann zur Niederschrift eines anderen Amtsgerichts erklärt 
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werden; die Beschwerdefrist ist jedoch nur gewahrt, wenn die 
Niederschrift rechtzeitig bei dem Gericht, bei dem die Be-
schwerde einzulegen ist, eingeht. Die Beschwerdeschrift bzw. 
die Niederschrift der Geschäftsstelle ist von dem Beschwerde-
führer oder seinem Bevollmächtigten zu unterzeichnen. Die 
Beschwerde muss die Bezeichnung des angefochtenen Be-
schlusses sowie die Erklärung enthalten, dass Beschwerde ge-
gen diesen Beschluss eingelegt wird. Die Beschwerde soll be-
gründet werden.

Gegen die Festsetzung des Geschäftswerts findet die Beschwer-
de statt, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200,00 € 
übersteigt oder wenn und soweit die Beschwerde in diesem Be-
schluss zugelassen wurde. Die Beschwerde ist nur zulässig, 
wenn sie innerhalb einer Frist von sechs Monaten, nachdem die 
Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das 
Verfahren sich anderweitig erledigt hat, eingelegt wird. Ist der 
Geschäftswert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist 
festgesetzt worden, kann sie noch innerhalb eines Monats nach 
Zustellung oder nach Bekanntmachung durch formlose Mittei-
lung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Falle 
der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss mit dem dritten 
Tage nach der Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. Die Be-
schwerde ist bei dem 

Amtsgericht Bad Freienwalde (Oder)
Victor-Blüthgen-Straße 9
16259 Bad Freienwalde (Oder)

einzulegen. Die Beschwerde kann zu Protokoll der Geschäfts-
stelle erklärt oder schriftlich eingereicht werden. Die Beschwer-
de kann auch vor der Geschäftsstelle eines anderen Amtsge-
richts zu Protokoll erklärt werden; die Frist ist jedoch nur 
gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genann-
ten Gericht eingeht. 
Die Mitwirkung eines Rechtsanwalts ist nicht vorgeschrieben. 
Im Übrigen gelten für die Bevollmächtigung die Regelungen 
der für das zugrunde liegende Verfahren geltenden Verfahrens-
ordnung entsprechend.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument ein-
gereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt den gesetzlichen 
Anforderungen nicht. Das elektronische Dokument muss

-	 mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verant-
wortenden Person versehen sein oder 

-	 von der verantwortenden Person signiert und auf einem si-
cheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elek-
tronischen Signatur der verantwortenden Person versehen ist, 
darf wie folgt übermittelt werden: 

-	 auf einem sicheren Übermittlungsweg oder
-	 an das für den Empfang elektronischer Dokumente einge-

richtete Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach 
(EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Ab-
satz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hinsichtlich der wei-
teren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit 
den Gerichten wird auf die Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und 
über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils gelten-
den Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen.
Az.: 60 UR II 5003/17

Weber
Rechtspflegerin

Amtsgericht Bad Liebenwerda
Abteilung für Zwangsvollstreckungssachen des Amtsgerichts 
Bad Liebenwerda

23 M 1698/19 Kostenfestsetzung § 788 ZPO

Öffentliche Zustellung

An die Schuldnerin René Kunze GmbH, letzte bekannte Adres-
se Neunaundorfer Straße 13 A, 04916 Herzberg, wird ein Schrift-
stück vom 06.12.2019 öffentlich zugestellt.
Das Schriftstück kann in den Räumen der Abteilung für Zwangs-
vollstreckungssachen des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Zimmer B 304 Haus B Neu-
bau, 2. OG, eingesehen werden.

Mit der Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

Bad Liebenwerda, 27.01.2020

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Ungültigkeitserklärung von Dienstausweisen

Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg

Folgender abhanden gekommener Dienstausweis wird hiermit 
für ungültig erklärt: 

Richter am Sozialgericht Potsdam Friedrich Neunaber, Dienst-
ausweis-Nr. 203 948, ausgestellt am 15. April 2015, gültig bis 
14. April 2025.
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NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Gläubigeraufrufe

Der Verein „Frauenchor Lanke e. V.“ ist zum 31.12.2019 
aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen und Gläubiger werden 
aufgefordert, ihre Ansprüche gegen den Verein bei nachstehend 
genannter Liquidatorin anzumelden:

Liquidatorin:

Frau Ortrun Standtke
Prendener Allee 17
16348 Wandlitz OT Lanke

Der Verein Förderverein zur Kommunalen Entwicklung 
Rehfelde e. V., c/o Frau Sigrid Friedel, Im Winkel 30, 15345 Reh-
felde ist zum 10.10.2019 aufgelöst worden. Die Gläubigerinnen 
und Gläubiger werden aufgefordert, bestehende Ansprüche ge-
gen den Verein bei nachstehend genannten Liquidatorinnen an-
zumelden:

Liquidatorinnen:

Frau Sigrid Friedel	 Frau Gabriele Knaack
Im Winkel 30	 Strausberger Straße 58
15345 Rehfelde	 15345 Rehfelde

Der Verein zum Wiederaufbau und zur Förderung der 
Dorfkirche Treplin e. V. ist zum 31.12.2019 aufgelöst wor-
den. Die Gläubigerinnen und Gläubiger werden aufgefordert, 
ihre Ansprüche gegen den Verein bei nachstehend genannten 
Liquidatoren anzumelden:

Liquidatoren:

Herr Norbert Kühn 	 Herr Joachim Kretschmann
Lindenstraße 42	 Naglers Berg 1
15236 Treplin	 15236 Treplin
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